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Gedenkkundgebungen am 9. November
in Wien

n ÖKOLOGISCHE LINKE (ÖKOLI) WIEN

Am 9. November 2005 finden im Ge-
denken an den Novemberpogrom 1938
und die folgende Vernichtung der Jüdin-
nen und Juden zwei Kundgebungen
statt, die beide aufgrund fast identisch-
er Inhalte von der ÖKOLI unterstützt
werden. Sie wurden zeitlich so gelegt,
dass der Besuch beider Gedenkverans-
taltungen hintereinander möglich ist:

17:30 Uhr: Antifaschistischer Ge-
denkstein vor dem ehemaligem As-
pangbahnhof:
Aspangstraße 2/Platz der De-
portierten, 1030 Wien

18:30 Uhr: beim ehemaligen
„Türkischen Tempel“: Ecke
Zirkusgasse/Schmelzgasse, 1020
Wien

Anbei die beiden Aufrufe:

Niemals vergessen!
In den Jahren 1939-1942 wurden vom
ehemaligen Aspangbahnhof zehn-
tausende österreichische Jüdinnen und
Juden deportiert und kehrten nicht
mehr zurück

Mahnwache und
Kundgebung

Mittwoch, 9. November 2005 —
17:30 Uhr
Antifaschistischer Gedenkstein vor
dem ehemaligem Aspangbahnhof
(1030 Wien, Aspangstraße 2/Platz
der Deportierten)

Unterstützt von: Aktion gegen den Anti-
semitismus, Bund sozialdemokratischer Ju-

den — Avoda, Betriebsrat Lebenshilfe
Wien, Context XXI, Forum gegen Anti-
semitismus, Gewerkschaftlicher Links-
block, Grünalternative Jugend Wien,
Jüdische Österreichische HochschülerIn-
nen, LIAB/SOWI, LOGO — Linke Ot-
takringer Grundorganisation, monochrom,
ÖH Uni Wien, Ökologische Linke
(ÖKOLI), Studienvertretung Politikwisssen-
schaft

Niemals vergessen! Gegen
Antisemitismus und den
antizionistischen Konsens!

Das ist dieses Jahr, von dem man reden
wird.
Das ist dieses Jahr, von dem man schwei-
gen wird.
Bertold Brecht

Heuer jähren sich die als „Reichskristall-
nacht“ verharmlosten Pogrome zum 67.
Mal. Die Pogrome rund um den 9.
November 1938 bildeten den Höhep-
unkt eines von antisemitischen
Ausschreitungen geprägten Jahres. Bere-
its rund um den umjubelten „Ansch-
luss“ am 12. März 1938 fanden erste
Übergriffe statt, die nachher durch
„wilde“ Arisierungen ergänzt wurden.
Im Raubzug gegen ihre jüdischen Nach-
barInnen spielten Hitlers willigste Voll-
streckerInnen aus der „Ostmark“ eine
Vorreiterrolle. Dieser überschießende
Hass und Fanatismus veranlasste sogar
die zentralen Nazi-Stellen zu Maßnah-
men, um die Drangsalierungen und En-
teignungen der Jüdinnen und Juden in
„ordentliche“ Bahnen zu lenken. Nicht
zufällig wurde danach Wien zum Ex-

erzierfeld für immer weiter gehende
Maßnahmen zur „Endlösung der Juden-
frage“. In diesem antisemitischen Klima
konnten Eichmann und seine Männer
ihr perfides System zur Ausraubung
und Vertreibung der jüdischen
Bevölkerung perfektionieren. In der
„Ostmark“ konnten sie auch auf ein rie-
siges Reservoir an fanatisierten und
gleichzeitig ganz gewöhnlichen Männ-
ern und Frauen zurückgreifen: In einem
überdurchschnittlichen Ausmaß stellten
sie das Vernichtungspersonal in den
Todesfabriken.

Die Nazi-Propaganda versuchte, den Po-
grom als „spontane“ Antwort der
Bevölkerung auf die Ermordung eines
deutschen Diplomaten darzustellen.
Wenn der „Startschuss“ zum Novem-
ber-Pogrom auch vom Propagandamin-
ister gegeben wurde und es v. a. Nazi--
Parteigänger in Zivil waren, die sich als
Brandstifter, Plünderer, Folterer und
Mörder betätigten: Ohne Beteiligung
oder zumindest Duldung durch die ag-
gressiv antisemitische Volksgemein-
schaft in der „Ostmark“ hätte der Po-
grom keine derartige Dynamik entfal-
ten können. Alle, die in den Wochen
und Monaten davor von den NS-Behör-
den wegen den „wilden“ Arisierungen
und Übergriffen zur Ordnung gerufen
wurden, durften nun endlich wieder
ihrem Hass freien Lauf lassen. Dies
geschah in der „Ostmark“ in einem Aus-
maß, dass die Nazi-Behörden Sch-
wierigkeiten hatten, den rasenden Mob
wieder zur Räson zu bringen.

Während die SA in Zivil gemeinsam mit
Angehörigen der Hitlerjugend und an-
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deren Parteiorganisationen jüdische
Geschäfte und Wohnungen plünderte
und zerstörte, ging die SS, ebenfalls in
Zivilkleidung, gezielt gegen Funk-
tionäre jüdischer Organisationen vor.
Verhaftete Jüdinnen und Juden brachte
man in Sammellager, wo sie sadis-
tischen Qualen ausgesetzt waren, bevor
sie deportiert wurden. Ein Gestapo-A-
gent aus Wien berichtete später, dass er
und seine Kameraden Schwierigkeiten
gehabt hätten, die Menschenmenge
davon abzuhalten, noch mehr Jüdinnen
und Juden tätlich anzugreifen. Auch
seien die Nazi-Schergen immer wieder
zu noch mehr an Sadismus und Brutal-
ität angefeuert worden.

In Wien wurden insgesamt 42 Synago-
gen und Bethäuser meist durch Brände
zerstört. 27 Morde an Juden wurden
von den Nazis bestätigt, 88 wurden sch-
wer verletzt. 6.547 Jüdinnen und Ju-
den wurden alleine in Wien verhaftet,
rund 3700 von ihnen wurden ins KZ
Dachau verschleppt. Tausende jüdische
Geschäfte und Wohnungen wurden zer-
stört. 4.083 jüdische Geschäfte wurden
gesperrt. Allein im „Kreis Wien I“ wur-
den 1.950 Wohnungen zwangsgeräumt.
Zahlreiche Jüdinnen und Juden wurden
in den Selbstmord getrieben. Eine Rück-
gabe der enteigneten Wohnungen und
Geschäfte fand nach 1945 praktisch
nicht statt.

Diese Nacht vom 9. zum 10. November
1938 war kein Randphänomen der
Geschichte des Dritten Reiches, sondern
ein Geschehen, dem zentrale Bedeutung
zukommt. Die Ermordung eines Nazi-Di-
plomaten und der darauf folgende Po-
grom boten den Machthabern einen wil-
lkommenen Anlass zur Durchführung
und Legitimierung der völligen
Ausschaltung der Jüdinnen und Juden
aus dem deutschen Wirtschaftsleben.
Am 12. November 1938 wurde in einer
Sitzung im Reichsluftfahrtministerium
unter dem Vorsitz Hermann Görings die
Verordnung zur „Ausschaltung der Ju-
den aus dem deutschen Wirtschaft-
sleben“ beschlossen, die es Jüdinnen
und Juden verbot, ein selbstständiges
Unternehmen bzw. Handwerk zu be-
treiben. In der gleichen Sitzung wurde
die jüdische Bevölkerung verpflichtet,
eine „Sühneleistung“ von einer Mil-
liarde Reichsmark zu zahlen und für
alle während des Pogroms entstande-
nen Schäden aufzukommen.

Was danach kam, ist allgemein bekan-
nt, wird jedoch auf Grund der Mon-
strosität des Verbrechens, der Beteili-
gung  so  v ie le r  ganz  normaler
(Groß)Väter/Mütter und des massen-
haften Profitierens daran all zu oft ver-
drängt: Die entrechteten und ihrer ma-
teriellen Grundlagen beraubten Jüdin-
nen und Juden wurden der Vernichtung
preisgegeben. Bis die Alliierten endlich
das bis zuletzt auf Hochtouren laufende
Morden in den Todesfabriken und
außerhalb dieser stoppten, waren rund
sechs Millionen Jüdinnen und Juden
Opfer der antisemitischen Raserei ge-
worden.

Gegen die österreichische
Normalität!
Entgegen der überdurchschnittlichen
Beteiligung von ÖsterreicherInnen an
den Nazi-Verbrechen und der Tatsache,
dass hierzulande die NSDAP einen Auf-
nahmestopp verhängen musste, weil
nicht alle „Volksgenossen“ auch
„Parteigenossen“ sein sollten, haben
sich die Mehrheit der zumindest mitge-
laufenen ÖsterreicherInnen und ihre
politischen Eliten nach 1945 erfol-
greich als die „allerersten Opfer“ (Bun-
deskanzler Schüssel) gesehen und
dargestellt. Das hatte auch materielle
Gründe: Mit dem Verweis auf den eige-
nen Opferstatus konnten die Ansprüche
der tatsächlichen Opfer und die Erin-
nerung an ihr Leiden abgewehrt wer-
den. Und noch die verspäteten Zahlun-
gen an Überlebende und ihre Nachkom-
men werden von den Verantwortlichen
als freiwilliger Akt des guten Willens ge-
sehen und nicht als zumindest teilweise
Erfüllung berechtigter Ansprüche. Dazu
passt es auch, dass neben den Zumutun-
gen der Bürokratie die wenigen noch
lebenden jüdischen Opfer und ihre
Nachkommen in Geiselhaft genommen
werden: Erst, wenn in den USA keine
Verfahren um geraubte Werte mehr
laufen, soll mit den Zahlungen begon-
nen werden. Aber schon zuvor über-
trafen sich die Verantwortlichen in
ihrem öffentlich geäußerten Wunsch,
damit endlich einen „Schlussstrich“ un-
ter die Vergangenheit ziehen zu kön-
nen. Darin treffen sie sich mit fast 30%
der ÖsterreicherInnen, die laut der jüng-
sten AJC-Studie dafür plädieren, den
„Holocaust zu vergessen“.

Jedes demokratische Land hat die

Regierung und PolitikerInnen, die es
verdient. Und so ist auch der frei-
heitliche Bundesrat Gudenus, der öf-
fentlich an der Existenz von Gaskam-
mern im „Dritten Reich“ zweifelte, kein
Betriebsunfall. Der Antisemitismus, wie
er seit 1945 in mehr oder weniger verk-
lausulierter Form aus den heimischen
PolitikerInnen hervorbricht heißen sie
nun Gudenus, Haider, Waldheim oder
Kreisky  trifft  sich mit dem der
Bevölkerung: 68% der Befragten geben
laut einer Gallup-Umfrage von 2001 an,
sie hätten „negative Gefühle“ ge-
genüber Jüdinnen und Juden. Das ist
die österreichische Normalität im „Ge-
dankenjahr“, welches die Koalition aus
ÖVP und FPÖ/BZÖ ausgerufen hat, um
sie zu leugnen.

Gegen den antizionistischen
Konsens!
Der Antisemitismus tobt sich heute
auch und gerade im Hass auf Israel,
den Staat der Shoah-Überlebenden, aus.
Denn unabhängig von seiner konkreten
Politik erinnert er an das deutschöster-
reichische Vernichtungswerk, steht er
dem Wunsch nach einem „Sch-
lussstrich“ im Wege. Seit seiner Grün-
dung ist Israel Schutzmacht und Zu-
f lucht für Jüdinnen und Juden
weltweit. Gegen die Gewalt der
„globalen Intifada“ von islamistischen
TerroristInnen und ihren antiimperialis-
tischen Verbündeten helfen keine Ap-
pelle ans aufgeklärte europäische Be-
wusstsein, das sich neuerlich in Ver-
harmlosungen und somit Komplizen-
schaft ergeht. Antisemitische Übergriffe
werden zu „Konflikten“ umgelogen.
Mehr noch: Wieder sollen die Opfer an-
tisemitischer Gewalt selbst daran
schuld sein. Längst haben sich weite
Teile der europäischen Öffentlichkeit
damit abgefunden, dass jede Synagoge,
jede jüdische Schule und Organisation
bewacht werden muss. In einem falsch
verstandenen Antirassismus wird zu-
dem der militante Antisemitismus eth-
nis ierter und marginalis ierter
Bevölkerungsteile als entfremdeter
Protest verharmlost. Kritik am islamis-
tischen Antisemitismus ist notwendig
und muss zulässig sein. Diese als „rassis-
tisch“ zu denunzieren, zeugt von Akzep-
tanz dieses militanten Antisemitismus.

Auch in österreichischen Kinos soll bald
das Machwerk Paradise Now anlaufen:



radiX bei Context XXI Gedenkkundgebungen am 9. November in Wien

radiX: http://contextxxi.org/gedenkkundgebungen-am-9-november.html | Seite 3

Zu sehen sind die Nöte arabischer Selb-
stmordattentäter, während die Opfer
und Folgen ihrer Verbrechen systema-
tisch ausgeblendet werden. Die Em-
pathie, welche der Film für antisemi-
tische Mörder erheischt, ist gerade hi-
erzulande nicht zu haben ohne Hass auf
Jüdinnen/Juden und ihren Staat. Wie
normal der Antisemitismus geworden
ist, wenn er sich nur „israelkritisch“ ge-
biert, zeigt sich auch daran, dass nie-
mand aus der österreichischen Linken
aufschrie, als unlängst im Wiener Prome-
dia Verlag eine üble antisemitische Het-
zschrift erschienen war. In diesem
Machwerk von Israel Shamir alias
Jöran Jermas mit dem Titel Blumen aus
Galiläa sind Sätze zu lesen wie: „Die
jüdischmammonitische Übernahme hat
die Lebenskräfte Amerikas eliminiert
und sie auf Konsum umgestellt.“ Wohl-
gemerkt, weder Verlag noch Herausge-
ber gehören der Neonaziszene an.
Vielmehr sind es gestandene Linke, die
in ihrem Hass auf Israel auch vor den
widerlichsten antisemitischen Verbalin-
jurien nicht zurückschrecken. Ja, gegen
die „Zionisten“ geschimpften (!) Jüdin-
nen und Juden, ihren Staat und auch
die USA rücken alle zusammen. Damals
wie heute wirkt der Antisemitismus ge-
meinschaftsbildend, auch wenn viele
Mitglieder dieser Gemeinschaft dies en-
trüstet von sich weisen. In ihrem Hass
auf Israel und die USA sind viele Linke
ihren (Ur)Großeltern näher, als sie das
wahrhaben wollen.

Niemals Vergessen!
Gegen Antisemitismus
und Faschismus! Gegen
den antizionistischen
Konsens!
Solidarität mit Israel!

Kundgebung am 9.11. um 18.30;
Ecke Zirkusgasse/Schmelzgasse, 2.
Bezirk

Bisher unterstützende Gruppen: Anthro-
poid Innsbruck, Basisgruppe Lehramt,
C a f é  C r i t i q u e ,  C o n t e x t  X X I ,
Fakultätsvertretung Sozialwissenschaften,
GO-Dogma, Grünalternative Jugend (GA-
J) Wien, Hashomer Hazair, monochrom,
Infoladen Wels, Jüdische Österreichische
HochschülerInnen, Linke alternative Basis-
gruppen Sozialwissenschaften, Licra Öster-
reich, ÖH Uni Wien, Ökologische Linke

(ÖKOLI), Redaktion NU, Studienvertre-
tung Doktorat phil., Studienvertretung Ju-
daistik, Studienvertretung Politikwissen-
schaft, www.juedische.at , Young Commu-
nists, Zionistische Föderation in Öster-
reich, Zwi Peres Chajes Loge der B´nai
B´rith

Die Pogrome rund um den 9. November
1938 waren nur die Höhepunkte eines
von antisemitischen Ausschreitungen
geprägten Jahres. Im Raubzug gegen
ihre jüdischen NachbarInnen spielten
die OstmärkerInnen eine Vorreiterrolle.
Bereits vor der umjubelten Vereinigung
Österreichs mit Nazideutschland am 12.
März 1938 fanden Pogrome statt, de-
nen nach dem Anschluss „wilde“
Arisierungen folgten. Der Fanatismus
veranlasste sogar die zentralen Stellen
zu Maßnahmen, um die Enteignung der
Jüdinnen und Juden im gesamten NS-
Reich in „ordentliche“ Bahnen zu
lenken. Nachdem es im Oktober in
Wien erneut zu Gewalttaten, Plünderun-
gen und Brandstiftungen gekommen
war, schien die Zeit in den Augen der
Nazis reif für ein Vorgehen im ge-
samten Deutschen Reich. Der Pogrom
im November 1938 übertraf die bish-
erige Barbarei, und die Blutorgie ließ
für die Zukunft noch Schlimmeres er-
warten. Er war die endgültige Enthem-
mung des antisemitischen Mobs und
der Auftakt zum Massenmord. Die da-
malige „Ostmark“ und insbesondere
Wien bildeten die Vorhut der Vernich-
tung.

„Spontane“ Antwort der
Bevölkerung
Die NSDAP-Propaganda versuchte, den
Pogrom als „spontane“ Antwort der
Bevölkerung auf den Tod eines
deutschen Diplomaten darzustellen. Der
„Startschuss“ zum Pogrom wurde dann
vom Propagandaminister gegeben. Alle,
die in den letzten Wochen und Monat-
en von den Parteistellen und Gauleitun-
gen wegen unkontrollierbaren und „wil-
den“ Arisierungen zur Ordnung gerufen
wurden, durften nun endlich wieder
zuschlagen. Der von den Nazis geprägte
Name „Reichskristallnacht“ kokettiert
dabei mit dem „schaurig-schönen“
Widerschein des Feuers in den auf der
Straße liegenden Glasscherben und ver-
harmlost die blutige Gewalt.

„Arbeitsteilung“
Während die SA in Zivil gemeinsam mit
Angehörigen der Hitlerjugend und an-
deren Parteiorganisationen jüdische
Geschäfte und Wohnungen plünderte
und zerstörte, ging die SS, ebenfalls in
Zivilkleidung, gezielt gegen Funk-
tionärInnen jüdischer Organisationen
vor. Verhaftete Jüdinnen und Juden
brachte man in Schulen, Gefängnisse
und in die spanische Hofreitschule
neben der Hofburg, zwang sie zu „gym-
nastischen Übungen“, ohne ihnen
Nahrung zu geben und ließ sie aufrecht
stehend schlafen. Einige Jüdinnen wur-
den gezwungen, sich zu entkleiden und
zur Unterhaltung der Sturmtruppen sex-
uelle Handlungen mit Prostituierten
auszuführen; andere mussten nackt
tanzen. Ein Gestapo-Agent aus Wien
berichtete später seinen Vorgesetzten,
dass er und seine Kameraden Sch-
wierigkeiten gehabt hätten, die Men-
schenmenge davon abzuhalten, noch
mehr Jüdinnen und Juden tätlich anzu-
greifen.

In Wien wurden insgesamt 42 Synago-
gen und Bethäuser meist durch Brands-
tiftung zerstört. 27 Juden wurden
getötet und 88 schwer verletzt. 6.547
Jüdinnen und Juden wurden in Wien
verhaftet, fast 4000 von ihnen wurden
ins Konzentrationslager Dachau versch-
leppt. Tausende jüdische Geschäfte und
Wohnungen wurden zerstört. 4.083
jüdische Geschäfte wurden gesperrt.
Allein im „Kreis Wien I“ wurden 1.950
Wohnungen zwangsgeräumt. Hunderte
Jüdinnen und Juden begingen darauf
hin Selbstmord. Eine Rückgabe der en-
teigneten Wohnungen und Geschäfte
nach 1945 fand praktisch nicht statt.
Bis zum heutigen Tag profitieren die
Nachkommen der TäterInnen in Wien
und ganz Österreich von den Ver-
brechen, die damals ihren Anfang nah-
men.

Aber nicht nur in Wien, auch in der ost-
märkischen Provinz tobte der Mob: Im
heutigen Niederösterreich kam es zur
Sprengung von Synagogen und zu
Massenfestnahmen. Die Tempel in Bern-
dorf, Vöslau und Baden fielen dem Po-
grom zum Opfer. In Baden wurden alle
Jüdinnen und Juden verhaftet, in St.
Pölten kam es zu Massenfestnahmen. In
Salzburg-Stadt wurden Geschäfte ver-
wüstet, Akten aus der Kultusgemeinde
weggeschafft und die Synagoge de-

http://www.juedische.at
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moliert. Im Land Salzburg wurden etwa
hundert Juden und Jüdinnen festgenom-
men. In Oberösterreich wurden 65
Jüdinnen und Juden bereits am 8.
November festgenommen. In Linz und
Graz wurden in der Nacht zum 10.
November die Synagogen niedergebran-
nt. In Klagenfurt wurde der Tempel völ-
lig zerstört. Der Mob wandte sich vor
allem gegen Wohnungen der Jüdinnen
und Juden, da die Geschäfte bereits
vorher „arisiert“ worden waren. 40
Jüdinnen und Juden wurden verhaftet
und nach Dachau deportiert. In Tirol
konzentrierte sich der Terror auf Inns-
bruck, wo vier Juden ermordet wurden.
Im Burgenland wurde die Synagoge in
Eisenstadt zerstört.

Gegen den antizionistischen
Konsens!
Der für die österreichische postnational-
sozialistische Gesellschaft charakteris-
tische Antisemitismus tobt sich heute
zunehmend im Hass auf den Staat der
Shoah-Überlebenden aus. Der von
Deutschen sowie ÖsterreicherInnen mit
Begeisterung vom Zaun gebrochene Ver-
nichtungsfeldzug gegen Polen und die
Sowjetunion, der Beginn der totalen
Vernichtung der europäischen Jüdin-
nen und Juden im Herbst 1941 und die
Flucht von vielen Jüdinnen und Juden
waren die entscheidenden Ursachen für
die Gründung Israels. Während der
Zionismus in den 50 Jahren davor noch
von vielen Jüdinnen und Juden abgeleh-
nt wurde, da sie die Hoffnung auf As-
similierung nicht aufgaben oder ein
Ende des Antisemitismus durch die rev-
olutionäre Veränderung der Ge-
sellschaft erkämpfen wollten, bestätigte
der deutsch-österreichische Vernich-
tungswahn in grausamer Weise die
Notwendigkeit eines jüdischen Staates.
Trotz widriger Umstände und gegen
den erbitterten Widerstand Großbritan-
niens gelang Tausenden Opfern des NS-
Terrors die Flucht nach Palästina. Nach
der Nichtanerkennung des UN-Teilungs-
planes durch die umliegenden ara-
bischen Staaten und der Staatsgrün-
dung Israels begannen diese ihren er-
sten Krieg gegen den neuen Staat. In
den 15-monatigen Kampfhandlungen
ließen über 6000 Israelis, viele eben
erst den nationalsozialistischen Todes-
mühlen entkommen, ihr Leben. Israel
ist seitdem Schutzmacht und Zuflucht
für Jüdinnen und Juden weltweit.

Selbst wenn, wie im 2. Weltkrieg, fast
alle Länder dieser Erde ihre Grenzen
nochmals für jüdische Flüchtlinge sch-
ließen sollten, gibt es mit Israel einen
Ort, wo sie, solange die Möglichkeiten
zur militärischen Selbstverteidigung
gewährleistet sind, relativen Schutz vor
antisemitischer Gewalt finden.

Genau dieses Recht auf Selbstverteidi-
gung wird Israel jedoch in Europa
zunehmend abgesprochen. Von den Me-
dienberichten im ORF und den verschie-
denen Tageszeigungen über die Rechte
bis zu weiten Teilen der radikalen
Linken wird die Schuld an der Eskala-
tion des Nahostkonfliktes seit Beginn
der „al-Aqsa-Intifada“ ausschließlich
bei Israel gesehen. Die einseitige Partei-
nahme hat System: Während die Eu-
ropäische Union erst unlängst wieder
einmal die Förderungen für die palästi-
nensische Autonomiebehörde massiv er-
höhte, ohne diese Gelder auch nur im
Ansatz an den Versuch eines wirksamen
Vorgehens gegen Terrororganisationen
wie die Hamas oder den palästinen-
sischen Islamischen Djihad sowie
Sicherheitszusagen für Israel zu kop-
peln, folgen auf jeden Schritt Israels
nur weitere Forderungen — wie etwa
im Spätsommer dieses Jahres nach dem
Gaza-Abzug. Die Lippenbekenntnisse
zum Existenzrecht Israels gehen mit
einem vollkommenen Desinteresse an
der Verteidigungsfähigkeit Israels (etwa
im Falle des iranischen Atomwaffenpro-
gramms) und der moralischen Delegit-
imierung des Staates der Jüdinnen und
Juden einher. Selbst die Bilder von nied-
ergebrannten Synagogen im Gaza-
-Streifen wurden nicht zum Anlass
genommen, Kritik am palästinensischen
Antisemitismus zu formulieren.

Dabei wird der Hass auf Israel zuneh-
mend auch zur Gefahr für die jüdischen
Gemeinden in Europa. Mit dem Vor-
wand gegen Israel vorzugehen, werden
in ganz Europa mittlerweile jüdische
Gemeinden und Einrichtungen angegrif-
fen. Dabei gilt es längst als normal,
dass jede Synagoge, jede jüdische
Schule und Organisation bewacht wer-
den muss.

Zur erdrückenden Normalität in Öster-
reich gehört auch, dass selbst die of-
fenkundigsten antisemitischen Äußerun-
gen und Vorfälle für weite Teile der Öf-
fentlichkeit keinen Skandal darstellen
und vielfach überhaupt nicht zu Kennt-

nis genommen werden. Im Vorfeld der
steirischen Landtagswahl hetzte etwa
FPÖ-Landesparteiobmann Leopold
Schöggl gegen „Wiener Juden“, die für
die Zerstörung der „traditionellen Kul-
tur“ verantwortlich seien. Die antisemi-
tischen Aussagen eines Politikers, der
zu diesem Zeitpunkt immerhin das Amt
des zweiten stellvertretenden Lande-
shauptmannes ausübte, waren der öster-
reichischen Presse, die den Wahlkampf
ansonsten mit großer Aufmerksamkeit
verfolgte, höchstens kleine Meldungen
wert.

Genauso wenig wurde zur Kenntnis
genommen, dass im Verlag Promedia
ein offen antisemitisches Buch veröf-
fentlicht wurde, dessen Autor als renom-
mierter israelischer Journalist
vorgestellt wird, bei dem es sich in
Wahrheit aber um einen in Schweden
lebenden Antisemiten mit besten Kon-
takten zu Rechtsextremen und Holo-
caust-Leugnern handelt. Während die
Veröffentlichung der französischen Ver-
sion von „Blumen aus Galiläa“ in der
französischen Öffentlichkeit auf mas-
sive Kritik stieß, konnte hierzulande
von einem Skandal keine Rede sein.
Allein die Tatsache, dass ein linker
Kleinverlag ein Buch publiziert, in dem
wüste antisemitische Verschwörungsthe-
orien unter dem Deckmantel der „Kritik
an Israel“ publiziert werden, hätte —
wenn Österreich nicht Österreich wäre
— einen öffentlichen Aufschrei hervor-
rufen müssen. Dass dieses Machwerk
darüber hinaus von Fritz Edlinger, dem
Generalsekretär der „Gesellschaft für
Österreichisch-Arabische Beziehungen“
und ehemaligen Vertreter der SPÖ beim
Nahostkomitee der Sozialistischen Inter-
nationale, herausgegeben wurde, kom-
plettiert den Skandal, der keiner wurde.

Das nächste Ereignis dieser Art steht
k u r z  b e v o r .  D i e  p a l ä s t i n e n -
sisch-deutsche Koproduktion Paradise
Now wird auch in österreichischen Ki-
nos anlaufen. Zu erwarten ist, dass der
Film von der Presse ähnlich gelobt wer-
den wird, wie es in der Mehrzahl
deutscher Zeitungen bereits der Fall ist.
Wieder wird es nur eine kleine Minder-
heit sein, die angesichts eines Filmes
Widerspruch erheben wird, in dem es
um nichts anderes geht, als um Ver-
ständnis und Sympathie für palästinen-
sische Selbstmordattentäter zu werben.

Wir wollen uns mit dieser Normalität
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nicht abfinden und uns mit dieser
Kundgebung auch mit den jüdischen Ge-
meinden Europas und mit Israel als
dem Staat solidarisieren, der im Ernst-
fall die Selbstverteidigung von Jüdin-
nen und Juden ermöglichen kann.

In der Zirkusgasse 22 stand bis zu ihrer
Zerstörung und Plünderung durch den
Nazi-Mob am 10. November 1938 die
Synagoge der seit 1736 bestehenden
türkisch-jüdischen Gemeinde, auch

„Türkischer Tempel“ genannt. Sie
wurde im maurischen Stil zwischen
1885 und 1887 nach den Plänen des Ar-
chitekten Hugo von Weidenfeld erbaut.
Als Vorbild diente die Alhambra, worin
sich das Andenken an die ehemalige
spanische Heimat der Sepharden
äußerte. Die Synagoge verfügte über
424 Sitz- und 250 Stehplätze und war
in der Ersten Republik vor allem als
Wirkstätte des Oberkantors Isidor Lewit

von Bedeutung. Erst 1988, ein halbes
Jahrhundert nach der Zerstörung der
Synagoge, wurde eine von der Stadt
Wien gestiftete Gedenktafel an ihrem
ehemaligen Ort angebracht.
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